
Gemeinderat 

 

Auszug aus dem Protokoll der Geschäftsleitung des Gemeinderates vom 10. April 2024 

 

Parlamentarische Initiative 563/2024 von Daniel Schnyder (SVP), Marc Thalmann 

(FDP), Ursula Räufltin (Grünliberale) und Paul Stopper (BPU): «Teuerungsausgleich – 

mehr Mitspracherecht durch den Gemeinderat» 

 

Die Ratsmitglieder Daniel Schnyder (SVP), Marc Thalmann (FDP), Ursula Räuftlin (Grünliberale) und 

Paul Stopper (BPU) haben am 4. April 2024 die Parlamentarische Initiative 563/2024 eingereicht, 
die vom Gemeinderat am 13. Mai 2024 behandelt wird. Massgebend für das weitere Vorgehen sind 
Art. 46 und Art. 47 OrgErl GR. 

Die Sekundarschulgemeinde Uster ist von der Stadt Uster unabhängig und mit letztgenannter über 

einen Zweckverband verbunden. Der Gemeinderat hat über die Unterstützung am 13. Mai 2024 
zwei getrennte Abstimmungen betreffend Quorum durchzuführen, weil Ulrich Schmid (SVP, Näni-
kon) gemäss Art. 4 GO Sekundarschulgemeinde ausgeschlossen ist. 

Weiter heisst es in Art. 47 Abs. 3 OrgErl GR, dass der Gemeinderat danach eine Parlamentarische 

Initiative «einer Kommission» für Bericht und Antrag zu überweisen habe. Diese Formulierung 
wurde aus dem Muster Organisationserlass des Gemeindeamts des Kantons Zürich übernommen 

und bedarf einer Auslegung, weil den Sachkommissionen (Art. 10 OrgErl GR) die Geschäftsfelder 
(GF) von der Geschäftsleitung zugeordnet worden sind (Art. 6 Bst. b und Anhang 1 OrgErl GR). 

Damit hat der Ratspräsident diese Initiative (Quorum vorbehalten) in sinngemässer Anwendung von 
Art. 7 Abs. 1 Bst. b OrgErl GR betreffend PVO der Kommission öffentliche Dienste und Sicherheit 
(KÖS) und betreffend PVO SSU der Kommission Bildung und Gesellschaft (KBG) zuzuweisen.  

Der Stadtrat wird voraussichtlich nach den Frühlingsferien 2024 an den Gemeinderat eine Weisung 

für die Totalrevision der PVO verabschieden, was eine Koordination zulässt, denn die Frist von zwölf 
Monaten (Art. 47 Abs. 4 OrgErl GR) kann damit gewahrt werden. Anschliessend erhalten Stadtrat 

und Sekundarschulpflege eine Frist zur schriftlichen Stellungnahme innert drei Monaten (Art. 47 
Abs. 5 OrgErl GR). 

Die Geschäftsleitung beschliesst: 

1.    Zustimmende Kenntnisnahme betreffend weiteres Vorgehen i/S. Parlamentarische 
Initiative 563/2024. 

2.    Mitteilung an den Gemeinderat, den Stadtrat und die Sekundarschulpflege. 
    

 

Für richtigen Protokollauszug: 

 
Ratsschreiber Daniel Reuter 
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